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FÜR GARCHING

Fahrradfreundlich ist 
anders
Die Stadt Garching ist Gründungsmit-
glied der Arbeitsgemeinschaft „Fahr-
radfreundliche Kommunen in Bayern“ 
(AGFK).
Im Laufe des Jahres wird eine Exper-
ten-Kommission der AGFK eine Berei-
sung auf dem Gebiet der Stadt Gar-
ching durchführen, um zu prüfen, ob 
die Stadt Garching den Titel „Fahrrad-
freundliche Kommune“ weiter führen 
darf. 
Der innerörtliche Verkehr mit dem 
Fahrrad muss in Garching sicherer und 
damit attraktiver werden. Die Radver-
kehrswege müssen entsprechend den 
Empfehlungen für Radverkehrsanla-
gen (ERA) angelegt werden, denn nur 
eine attraktive Infrastruktur für den 
nicht motorisierten Verkehr wird die 
notwendige Veränderung in der Ver-
kehrsmittelwahl positiv beeinfl ussen. 
Auf diesem Gebiet macht die Stadt 
viel zu wenig. Den Rad- und Fußgän-
gerverkehr zu mischen ist eine wenig 
vorausschauende Verkehrspolitik, 
vor allem wenn eine Zunahme des 
Radverkehrs angestrebt werden soll. 
Außerdem wird bisher nicht berück-
sichtigt, dass der Anteil der Pedelecs 
(Fahrräder mit Elektromotor) weiter 
ansteigen wird. 
Die Mobilität wird in und um München 
in den nächsten Jahren noch erheblich 
zunehmen. Ein weiterer Ausbau des 
Straßennetzes und des Öff entlichen 
Nahverkehrs können diese Entwick-

lung nicht alleine auff angen. Ein Teil 
der Pendlerströme muss auf den Rad-
verkehr umgelenkt werden. Da gibt 
es in Garching reichlich Handlungsbe-
darf. Die Radverkehrswege nach Mün-
chen und den anderen Nachbarge-
meinden müssen dringend ertüchtigt 

werden.
Wir GRÜNE in Garching,  den Nach-
bargemeinden und Mü nchen, arbei-
ten seit einiger Zeit in Workshops an 
Alternativen zu den ü berwiegend auf 
den Autoverkehr ausgerichteten Ver-
kehrsplanungen.          Rolf Schlesinger
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Ein Dauerthema in Garching. - GRÜNE 
Stadträte werden um Hilfe gebeten, 
wenn Bäume gefällt oder Äste und 
Sträucher dem Gott „Saubermann“ mit 
Radikalschnitten geopfert werden.  Was 
aber tun, wenn alles am Boden liegt. 
Protestieren schon, aber was hat das 
bisher gebracht? Die Kastanie vor Ten-
gelmann ist nur ein Beispiel dafür, wie 
ein vitaler ortsprägender Baum - Gut-
achten hin oder her - Brennholz wurde.
Sägefetischisten  geben weiter den Ton 
an. Der Umweltreferent liefert die Be-
gründung:  Zu krank,  zu gefährlich,  zu 
viel Schatten, zu viel Laub, zu dicht ste-
hend, Sicht behindernd usw. 
Gutachter mit übertriebener Auff as-
sung von Verkehrssicherungspfl icht tun 
das Übrige. Haben sie Angst vor der Haf-
tung oder heißt es für sie gar, wes Brot 
ich ess, des Lied....? Ersatzbäume sollen 
manchmal ein Trost sein! Aber man weiß 
doch, dass Bäume erst im Alter große 
Mengen CO2 speichern , viel Schatten 
und Sauerstoff  spenden, Staub binden 
und mit der Laubkrone ein Genuss fürs 
Auge sind.

Viele Bürger wundern oder ärgern sich 
deshalb auch, dass es in Garching keine 
Baumschutzverordnung gibt. Diese Ur-
altforderung der GRÜNEN, war bisher in 
Garching chancenlos, obwohl viele Ge-
meinden, auch solche, die viel Baumbe-
stand haben (oder gerade deswegen?) 
damit gut gefahren sind. Die Argumen-
te: Es wird vor Erlass noch schnell um-
geschnitten –schon so viel Grün da - Ar-
beitsaufwand - Eingriff  in das Eigentum 
– und und und  
Man könnts ja mal probieren – aber das 
macht Arbeit.

Zu fällen einen schönen Baum 
brauchts eine halbe Stunde kaum. 
zu wachsen, bis man ihn bewundert, 
braucht er, bedenk es, ein Jahrhundert. 
(Eugen Roth)

Rainer und Ingrid Wundrak 

Es grünt nicht grün, wenn Bauhofleut` sich mühn.
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Wenn man durch Garching geht oder 
fährt, stellt man fest, dass viele Schä-
den an Straßen und Wegen, die über 
Jahre feststellbar sind, nicht behoben 
werden und sich laufend vergrößern.
Aufgebrochene Straßen und Wege 
wegen durchgeführter Spartenverle-
gungen, durch Firmen, der EWG oder 
der Stadt selbst, wurden oft nur unzu-
reichend wiederhergestellt und sind 
so einem schnelleren Verfall preisge-
geben. Das führt dazu, dass über kurz 
oder lang kostenintensive (Voll-) Sa-
nierungen notwendig werden. 

Straßenausbaubeitragssatzung
Dieses Damoklesschwert hängt über 
den Garchinger Bürgern. Insbeson-
dere die Beteiligung an der Geother-
mie und der Bau des Gymnasiums hat 
Garching sehr belastet. Für weitere 
künftig, notwendigen Investitionen 
der Infrastruktur dürfen keine Kredi-
te aufgenommen werden. Ansons-
ten wird Garching vom Landratsamt 
München, aufgefordert werden, eine 
Straßenausbaubeitragssatzung ent-
sprechend dem, umstrittenen Kom-
munalabgabengesetz, (KAG) einzu-
führen. Weigert sich eine Gemeinde, 
weist die Rechtsaufsichtsbehörde auf 
die Erfüllung möglicher strafrecht-
licher Tatbestände durch die kom-
munalen Mandatsträger hin. Nach 
neuerer Rechtsprechung könnte ein 
solcher Verstoß den Tatbestand der 
Untreue erfüllen, mit der Folge von 

Schadenersatzforderungen nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buches. 
Viele Kommunen, aber auch Vereine, 
sehen im KAG in der derzeitigen Form 
einen Verstoß gegen Artikel 3 u.14 des 
Grundgesetzes. Straßen werden nicht 
nur von Anliegern sondern auch von 
der Allgemeinheit genutzt,  weshalb 
sie sich für die Abschaffung dieser so-
zial ungerechten Straßenausbaubei-
träge einsetzen. Der Eigenheimerver-
band Bayern e.V. z.B., hat dafür eine 
Online- Petition „Straßen saniert - Bür-
ger ruiniert!? Weg mit der Straßenaus-
baubeitragssatzung“ ins Netz gestellt, 
worin  jeder unterschreiben kann.
Die Kosten für den normalen Stra-
ßenunterhalt müssen von den Kom-
munen getragen werden, während 
Vollsanierungen bei Anwendung einer 
Straßenausbaubeitragssatzung größ-
tenteils (bis zu 80%) die jeweiligen An-
lieger zu tragen hätten. Das kann für 
diese, bei bis zu fünfstelligen €-Beträ-
gen, zum vollständigen Ruin führen. 
Ältere Menschen die ihr Haus zur Al-
tersvorsorge gebaut haben, müssten 
evtl. sogar ihr Haus verkaufen, weil sie 
von Banken keinen Kredit bekommen 
würden. 
Durch einen entsprechend angepass-
ten Haushalt 2015, wird die Einführung 
zumindest jetzt noch nicht notwen-
dig. Die GRÜNEN in Garching, wollen 
diese auch weiterhin vermeiden.

Straßenerhaltungsmanagement
Aus wirtschaftlichen Gründen, aber 
auch den Auswirkungen einer solchen 
Beitragssatzung entgegenzuwirken, 
ist es notwendig Straßenschäden 
frühzeitig und fachgerecht zu behe-
ben.
Durch bedarfsgerechte Straßenerhal-
tungsmaßnahmen können die Kosten 
mittelfristig bis zu 30% gesenkt wer-
den.
Viele Straßen sind überaltert und 
durch die vielfältigen Beanspruchun-

gen verbraucht. Also steigt der Erhal-
tungsbedarf in Zukunft noch weiter 
an. Bei einer Vernachlässigung der 
Substanzerhaltung fallen später für 
eine Erneuerung das Doppelte bis 
Dreifache an Erhaltungskosten an. 
Werden die Haushaltsansätze weiter-
hin reduziert, baut sich nicht nur ein 
Überhang des Nachholbedarfes wei-
ter auf, auch der später einzusetzen-
de Finanzaufwand wächst überpro-
portional.
Es ist wichtig, dass der Stadtrat die 
notwendigen Weichen stellt um den 
Erlass einer Ausbaubeitragssatzung 
zu vermeiden oder zumindest deren 
Anwendung auf das unvermeidliche 
Maß zu beschränken.
Der Unterhalt der Straßen muss so ge-
managt werden, dass eine Komplett-
sanierung unterbleiben kann. Dazu 
gehört, dass wegen Spartenverlegun-
gen, wiederhergestellte Straßenbe-
läge kontrolliert werden und Mängel 
spätestens vor Ablauf der Gewährleis-
tung beanstandet und behoben wer-
den. 
Der Zustand aller städtischen Straßen 
soll erfasst und in einem Bericht dar-
gestellt werden.
In einem Managementplan soll aufge-
zeigt werden, wie der künftige Stra-
ßenunterhalt nachhaltig, das heißt 
langfristig, kostengünstig und damit 
gleichzeitig umweltfreundlich, erfol-
gen soll. 
Die Fraktion der GRÜNEN hat deshalb 
entsprechende Anträge zur Einfüh-
rung eines Straßenerhaltungsma-
nagements im Stadtrat eingereicht.

Walter Kratzl, 
Stadtrat  

Nein, zur Strassenausbaubeitragssatzung! –  
Ja, zum Strassenerhaltungsmanagement!

am Samstag, den 02.05.15, 
9:00 – 12:00 Uhr auf dem Bürgerplatz.
„Mobil ohne eigenes Auto“ 
Informationen zu einer umweltschonenden 
Mobilität (MVV, Carsharing, Radfahren).

9. Radl-Flohmarkt der GRÜNEN in Garching
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Für neue Fahrrad-
Schnellwege!
Das Fahrradfahren erfreut sich immer 
größerer Beliebtheit: gesund, billig, 
sympathisch. Immer mehr Menschen 
nutzen eBikes und Pedelecs auch für 
den Weg zur Arbeit – als Alternati-
ve zu Stau und überfüllten Bahnen. 
Höchste Zeit, für Fahrräder mehr 
Platz und schnellere Verbindungen zu 

schaffen. Das Massenverkehrsmittel 
Fahrrad braucht neue Wege auf mitt-
leren Distanzen von 5-20 Kilometern, 
das heißt: Auch für den täglichen Weg 
zur Arbeit. Radial zwischen Stadt und 
Umland – und tangential zwischen 
den Landkreisgemeinden.
Wir GRÜNE wollen die Ausweisung 
neuer, schneller, möglichst kreu-
zungsfreier Radwege vorantreiben - 
wo immer möglich auf vorhandenen, 
zu ertüchtigenden und gut zu beschil-
dernden Strecken. Dazu bereiten wir 
eine Reihe von Initiativen und konkre-
te Streckenvorschläge vor.

Flüchtlinge im Landkreis 
München gut versorgt
Bis zu 3000 Flüchtlinge menschenwür-
dig im Landkreis München unterzu-
bringen ist nicht nur eine organisato-
rische Herausforderung, sondern vor 
allem eine Frage der Menschlichkeit.
Während der Freistaat Bayern seine 
Abschottungspolitik weiterbetreibt 
und Flüchtlinge oft menschenunwür-
dig behandelt, hat im Landkreis Mün-
chen eine pragmatische und vernünf-
tige Vorgehensweise Einzug gehalten:

• Der Betreuungsschlüssel für die 
Flüchtlinge wurde im Gegensatz 
zur Regierung von Oberbayern 
(1:150) auf 1:100 verbessert. Und 
wir achten darauf, dass er auch 
umgesetzt wird.

• Die Mittel für die Hilfsorganisation 

Refugio, die traumatisierte Flücht-
linge psychologisch behandelt, 
wurden auf Initiative der GRÜNEN 
hin von 30.000€ auf 60.000€ er-
höht.

• Für Deutschkurse für Flüchtlinge 
stehen im Haushalt des Landkrei-
ses nun 100.000€ zur Verfügung.

Darüber hinaus stehen wir in engem 
Kontakt mit vielen Helfergruppen, die 
ausgezeichnete Arbeit leisten.
Fraktionsvorsitzender Christoph Nadler

GRÜNE besichtigen die vom Landkreis errichtete 
Flüchtlingsunterkunft in Putzbrunn

Foto: Wolfgang Schmidhuber

Die Grünen im Kreistag München berichten
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Der Landkreis München hat beschlos-
sen, seine 2006 einstimmig im Kreistag 
verabschiedete „Energievision“ neu 
aufzulegen. Dazu soll es eine Work-
shop-Reihe mit Fachleuten geben. 
Das Leitbild der Energievision des Land-
kreises München hat seit 2006 gute  
Dienste geleistet. Erstmals bekannten 
sich alle Fraktionen im Kreistag zur 
Energiewende bei uns im Landkreis 
München. Das Thema kam endlich auch 
in den Fokus der Kommunalpolitik und 
der Öffentlichkeit. 
Trotz großer Ziele (60% Energieeinspa-
rung bis 2050 und Erzeugung des Rests 
durch Erneuerbare Quellen) führten 
Zuständigkeitsprobleme, bürokrati-
sche Hemmnisse, aber auch fehlender 
politischer Wille bei Einigen dazu, dass 
die Energievision nur selten über Ab-
sichtserklärungen und viel Klein-Klein 
herauskam.
Hinzu kommt ein grundsätzliches Prob-
lem: Zwar fokussiert die Energievision 
das wichtige Sparen, lässt jedoch Aus-
sagen zur Verminderung des Ausstoßes 
von klimaschädlichen Gasen wie CO2 
vermissen. 
Trotz großer Behinderungen durch 
Bund und Land ist der Anteil der rege-
nerativen Energien deutschlandweit 
auf jetzt 26% gestiegen. Unser Ziel 
muss es jedoch sein, 100% zu erreichen, 
weil alle Atomkraftwerke 2022 endlich 
abgeschaltet sein werden und Energie-
gewinnung aus Kohle und Gas keine 
Alternative ist! Zum Beispiel im Mobi-
litätsbereich werden wir künftig noch 
mehr erneuerbaren Strom benötigen 
und nicht weniger. Deshalb muss nicht 
der absolute Stromverbrauch gesenkt 
werden, wie es die alte Energievision 

vorhatte, sondern der CO2-Ausstoß 
muss weg. Das ist das eigentliche Pro-
blem.
Es muss ein Weg gefunden werden, 
auf dem alle Gemeinden, die Bevölke-
rung und die Wirtschaft für die Ener-
giewende eingebunden und begeistert 
werden. Wir brauchen landkreisweite 
Förderprogramme, müssen Anreize 
schaffen, die Öffentlichkeitsarbeit ver-
stärken und als Landkreis selbst Inves-
titionen in die Energiewende tätigen!  
Die Vision war gut, jetzt sind aber end-
lich Taten gefragt! Die Energievision 2.0 
soll das leisten

Kreisrat Dr. Markus Büchler

Von der Vision zur Aktion!

EnergieeinsparCheck für 
einkommensschwache 
Haushalte
Die „EnergieeinsparChecks für einkom-
mensschwache Haushalte“ werden 
um drei weitere Jahre verlängert und 
verbessert. Dieses Projekt geht zurück 
auf einen Antrag der GRÜNEN Fraktion 
aus dem Jahr 2011 und finanziert eine 
kostenlose Energieeinsparberatung für 
einkommensschwache Haushalte. Au-
ßerdem werden neue, besonders spar-
same Kühlgeräte für diese Personen-
gruppe bezuschusst.
Für uns GRÜNE ist es besonders wich-
tig, dass die Energiewende alle Bevöl-
kerungsgruppen erreicht. Nicht nur die-
jenigen, die zum Beispiel ein Hausdach 
für Photovoltaik besitzen oder Investi-
tionen in Wärmedämmung, sparsame 
Fahrzeuge und Haushaltsgeräte stem-
men können, sollen von technischen 
Innovationen und Einsparungen profi-
tieren. 
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Missbrauch von Anti- 
biotika und Tierquä-
lerei in der Massen- 
tierhaltung, Mono-
kulturen und rapides 
Artensterben, ver-
seuchtes Grundwas-
ser und überdüngte 
Böden: Die Agrarpo-
litik von Union und 
SPD ist gescheitert.

Um diese Missstände zu beseitigen 
haben wir GRÜNE nun ein Sofortmaß-
nahmenpaket vorgestellt, mit dem eine 
Agrarwende beginnen kann. Wichtigs-
ter Punkt: Öffentliches Geld darf nicht 
weiterhin an die Agrarindustrie gehen. 

Die Bundesregierung muss Subventio-
nen von oben nach unten umverteilen 
und damit bäuerliche Betriebe unter-
stützen, die umwelt- und tierverträg-
lich wirtschaften. Neue Massentierhal-
tungsanlagen wollen wir stoppen und 
die Luft- und Wasserqualität sichern. 
Die Gefahren durch den ausufernden 
Antibiotikaeinsatz wollen wir wirksam 
beseitigen.
Jetzt ist es an der Bundesregierung zu 
handeln. Für unser gesundes Essen.

Infos: 
gruenlink.de/wr9
Aktuell informiert: 
facebook.com/anton.hofreiter
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Für eine bäuerlich-ökologische Landwirtschaft & gutes Essen

Was tun gegen Pegida, Bagida und Co?
In den letzten Monaten mussten wir 
rassistische Demons-
trationen gegen eine 
vermeintliche Islami-
sierung des Abend-
lands in ganz Bayern 
miterleben. Wir ha-
ben uns deswegen in 
einem Fachgespräch 
im Landtag damit 
beschäftigt, woher 
die Anfälligkeit für 
rassistische Ressen-
timents kommt und 
wie wir Demokratie und Solidarität 
dauerhaft stärken können. Interessante 
Vorträge über Pegida, Wügida, Bagida 
und wissenschaftliche Erkenntnisse zu Is-
lamfeindlichkeit mündeten in einer kon-
troversen Diskussion. Dabei ging es vor 
allem um die Frage, wie man angesichts 
der geschilderten Situation demokrati-
sche Werte und den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt stärken kann. Ich habe 
dafür plädiert, sich auch mit der Perspek-
tive der von PEGIDA und Co. Bedrohten 
auseinanderzusetzen und das bayerische 
Handlungskonzept gegen Rechtsextre-
mismus zu überarbeiten, weil Rassismus 
und Islamfeindlichkeit längst in der Mitte 
der Gesellschaft angekommen sind. Es 

müssen diejenigen unterstützt werden, 
die sich schon lange für unsere Demo-
kratie und offene Gesellschaft einsetzen. 
Außerdem muss die muslimische Realität 
im Alltag sichtbarer gemacht werden, 
z.B. in den Schulen und in den Medien.

Katharina Schulze

Katharina Schulze, 
MdL, stv. Fraktionsvor-
sitzende

Foto:  Olaf Köster

Transparente Gemeinden!

Dr. Toni Hofreiter,  MdB
Fraktionsvorsitzender 
Bündnis90/ 
DIE GRÜNEN im Deut-
schen Bundestag 
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Grundsätzlich haben die BürgerInnen 
einer Gemeinde ein Recht darauf zu er-
fahren, was die GemeindevertreterIn-
nen in den Sitzungen besprechen.
Das ist ein Grundprinzip unserer Demo-
kratie. In wenigen Fällen kann es auch 
Ausnahmen geben, wenn zum Bei-
spiel Rücksicht auf das Wohl der Allge-
meinheit oder berechtigte Ansprüche 
Einzelner genommen werden muss. 
Dann ist die Öffentlichkeit natürlich 
ausgeschlossen. Aber es spricht nichts 
dagegen, in anonymisierter Form be-
kanntzugeben, dass der Stadt- oder Ge-
meinderat über ein bestimmtes Thema 
-  nichtöffentlich - diskutiert.
Die Gemeinde Taufkirchen und die Lan-
deshauptstadt München veröffentli-
chen seit längerem nicht nur die Tages-
ordnungen der öffentlichen, sondern 
auch die der nicht öffentlichen Sitzun-
gen: Im Internet kann man sich umfas-

send darüber infor-
mieren, über was die 
gewählten Vertrete-
rinnen und Vertreter 
beraten. 
Auch in der Gemein-
de Neuried ist die 
Veröffentlichung der 
Nichtöffentlichen Ta-
gesordnung bereits 
beschlossen. 

Wir GRÜNE versuchen, dies in allen an-
deren Orten im Landkreis München zu 
erreichen. Wir stehen für Transparenz, 
Offenheit und BürgerInnenbeteiligung. 

Antje Wagner

Antje Wagner  
Sprecherin 
der Grünen im 
Landkreis München


